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Ueber das Pereinsweſen und die Staatgaufficht. 
Von J. v. S. 
IV. 

Die weitere Schwierigkeit, welche ſich bet der Geſetzgebung für 
das Vereinswefen ergibt, ift nicht in der Vielartigkeit ſelner Formen, 
in der Größe feiner Mittel und in den Beldungsgrade ſeiner Intereſ⸗ 
fenten, ſondern iu der Verſchiedenbett feiner Zwecke zu funden. 

Das haben anch die Gefepgeber erkannt und fih wiele Mühe 
gegeben, dieſe durch Inſtitntionen zu regen, welche eigentlich nur 
darauf hinausliefen, die Wirkſamkelt der Vereine möglichſt zu beſchräu 
ken und einer genauen Controle zu unterziehen. Aber alle jene 
fügungen, welche in Oeſterreich und int Auslande erſonnen worden 
ſind, um die vollztiehende Gewalt den Vereinen gegenüber zu erhöhen, 
haben ihren Nerv in der Beſorgniß vor der Thätigkeit der ſoge⸗ 
nannten „polſttſchen Vereine“ gehabt. 

Daneben zeigte fid eine, ſelbſt iu der Miffenfchaft noch nicht 
behobene Unklarheft darüber, was eigentlich ein „polittſcher 
Verein“ ſet. Es ift offenbar dleſer Uulklarpeit zuzufchreiben, daß die 
elften Gefepe, wie ich ſchon erwähnte, die Veretne mit 
zweterlei Maß gemeſſen haben, durch welche verſchiedenartige 
Behandlung nach einem Gefichtspunkte, der uurcchtig war, weil das 
Uuterſcheidungsmerkmal kein eractes tft, bort, wo nicht ganz flüchtige 
Vollzugsorgane vorhauden waren, eine bedenkliche Unſtcherbelt und ein 
ſolches Hin⸗ und Herſchwauken der Entſcheidungen entftanden iſt, daß 
die Autorität der Regierung darunter offenbar tfen mußte. 

Eine der Folgen davon war, daß ſich im Laufe der Zeit die 
fatale Anſicht herausgebildet hat, daß die ſogeuannten nicht polüſſchen 
Pie vermöge ihrer harmloſen Natur weniger Urſache zur Beach⸗ 
ung 


eben, 

Im Grunde aber find diefe politiſcher als die politi- 
ſchen Vereine ſelbſt und wichtiger als diefe, weil fie in der Regel 
producireud, daun an Mitgliedern und Vermögen reicher find, auf die 


Verwaltung ehren unmittelbaren Einfluß nehmen nnd in jedem 
Augenblicke aus der natürlichen Stellung, die fie heute 


noch einnehmen, treten und ihren Zweck verändern fön: 
men. Es wird vielleicht an einem gegebenen Zeitpunkte nur eines 
geringen Fermentes bedürfen, unt aus allen den jezt fo unbeachtet 
gelafſenen Afſociationen politiſche Genoſſenſchaften zu machen. 
Wenn irgend eines, fo ſoll es ein Vereinsgeſetz ſein, das feinem Beit- 
alter voraneilt. Klarheit muß darin zu finden fein, welche Einungen 
den Gegenjtand feiner Furtöbietien bilden und nach welchen überhaupt 
möglichen Kategorien fie benrtheilt werden können, daun in zweiter 


Linie, welches vernünftige und ihrer Natur eutſprechende Mittel von 


Seite des Stagtes gewählt werden dürfe, um fein Auffichtsrecht in 
Geltung zu bringen. 

; Zur Erörterung dieſer beiden Fragen will ich Folgendes ans 
ügen: 

h Es ift unmöglich, für die Eiutheflung der eine ein maßzge. 
beuderes Moment als ihren Zweck zu finden. Jeder Verſuch nach 
ciuem prakliſchen anderen Eintheilungsgrunde hat fidh, wie mir ſcheint, 
als ganz erfolglos erwiefen. 

Unter dieſen Eintheilungagrund laffen fih aber alle Vereine fuh: 
ſumlten, denn kein einziger von ihnen kann mehr als 
einen Zweck verfolgen. Die Richtigkeit dieſer von Profeſſor Di. 
L. v. Stein als Erfahrungsſatz hingeſtellten Behauptung Hat fid) bei 
allen Unterſuchungen, welche darüber angeſtellt worden ne als un⸗ 
zweifelhaft erwieſen, und ich vermochte bei aufmerkſamer Verfolgung 
aller jener Falle, in denen entweder die Regterung fih genbthigt fah, 
Vereine aufzulöſen oder in denen dieſe ſelbſt auseinanderkraten, immer 
den wahren Grund in der Aufnahme von Souderzwecken zu finden. 

Ju dem Zwecke, den ein Verein erſtreben zu wollen angibt, liegt 
fein rechtlicher N fein Gorporatinnötttel und fein eigente 
liches Leben, das Mm durch den Staat vermittelt wird; dieſes ift ber 
klingenden Sakte zu vergleichen, die der Luft als Trägerin ihrer Ton: 
wellen bedarf. 

Verfolgt der Verein einen anderen Zweck, als den geſetzten, fo 
iſt er ſchon ſtaatswidrig und hat das Corppratfonsrecht verwirkt, wenn 
auch dieſer andere Zweck ein ſonſt erlaubter wäre. 

Die Diagnoſe der Entartung iſt aber eine äußerſt ſchwierige, 
weil Vereine oft verſchiedene Zwecke zu verfolgen ſcheinen, während 
eine ſtreuge und gewiſſenhafte Unterſuchnng berausſtellen würde dafe 
fie jeue nur verfolgen, inſoferne fie Mittel zur Erreichung Wes Hanpt⸗ 
zweckes find. Wo aber dies nicht eintritt, da verzehrt der Sonderzweck 
ſtets die für die Hauptabſicht des Vereines geeinten Kräfte und Mittel. 

Die Verwaltung muß alſo der Wiſſenſchaft entlehnen und ab⸗ 
lernen, welche Zwecke für Vereine überhaupt möglich find, um hier⸗ 
nach die Unterſcheldung und Ueberwachung derselben ſelbft vorzuneb⸗ 
men. Sie wird fih dann ein Schema und die Diagnoſe der Ent- 
arfungen, welche auf dieſem Gebiete zu befürchten find, bilden köuuen. 

Metner Auffafſung uach laffen ſich die Vereine iu zwei große 
Kategorien theilen: 

1. in jene, deren Zweck eine Verwaltungsgufgabe ijt; 
ſie ſind jetzt die zahlreichereu; 

2. in jene, deren Zweck ein Correlat der Stan täne i 
faſſung ift; find ſeltener. 


Die Wiſſenſchaft hat die erſteren einer genauen Gliederung un⸗ 
terworfen, während fie für die letzteren nicht das Mindeſte, ja nicht 
einmal den Begriff ſelbſt hergeſteſſt hat; Steines Verdlenſt ift es, 
wenigſtens dieſen entworfen zu babeu. 

Bezüglich der Verwaftungsvereine liegt die wundervoll durch⸗ 
dachte Gedaukenarbeit des Profeſſors Dr. Lorenz v Stein vor. Ich 
könnte hier nur ſeine Ideen wiedergeben und bloß das in flüchtigen 

Umriſſen vorbringen, was dieſer den Geſtaltungen bed Staatsweſens 
tief nachgehende Rechkslehrer ansdrucklſch und ergründend in fehem 
Buche le des Vereinsrechtez 1869“ niedergelegt hat. Ich will 
aber hier lediglich dasjenige niederlegen, was ich von Stein's Con⸗ 
cepfionen und von dem höchſten Niveau der bisherigen Forſchung ans 
weitergearbeitet und weitergedacht babe, und darum kann ich die „Eins 
teilung“ der Verwaltungsvereine übergehen, und was dieſe betrifft, 
auf Stein und Gierke (das dentſche Genoſſenſchaftsrecht, Berlin 1868) 
verweiſen. 

Was die Vereine, deren Zweck ein Correlat der Ber: 
faſfung ift (unrichtig politiſche Vereine genannt), anbelangt, fo gere 
faflen biefelben : 

1. in ſolche, welche die Abſchaffung oder Abänderung vun Gez 
jeben bezwecken, die fih auf die Ausübung der Regierungs- und 
Vollzugsgewalt, der richterlichen Gewalt und auf die allgemeinen 
Rechke der Staatsbürger beziehen 

Giezu gehören auch jene Vereine, welche die Anerkennung und 
Auftechterhaltung deu mit dieſen Geſetzen verliehenen Rechte und 
die Durchführung derſelben zu überwachen fih als Aufgabe fetzen 
und jete, welche eine Erweiterung oder Einſchränkung des Wire 
kungskreiſes der Organe der Selbstverwaltung oder des Staates 
beabſichtigen. 

2. In ſolche, welche die Abänderung des Grundgeſeßes über die 
Reichsverkretung, der ſtaatsgrundgeſetzlich feſtgeſtellteu Laudesordnungen 
und Wahlordunngen und der Behandlung der allen Ländern der 
Monarchte gemeinſamen Angelegenheiten anſtreben. 

Zu ihnen gehören alle Vereine, welche die Ausdehnung oder 
Einſchränkung det Wahlrechts anſtreben. 

3. In folde, deren Zweck et ift, auf die Ausübung der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte hiuzuwirken. 

Hiezu gehören insbeſonders jene Vereine, welche die Ausübung 
des Wahlrechtes befördern wollen, dann jene, welche die Wahrung 
und Pflege einer beſtimuten Nationalität und Sprache bezwecken. 

In dieſen wenigen Kategorien erfchöpft fih die Eintheilung aller 
politiſchen Vereine. Gerade durch ſie wird aber wieder erſichtlich, 
worauf ich ſchon früher hingewieſen babe, wie den politifchen Behör⸗ 
den nicht geung enipfohlen werden kaun, eine genaue Speciaftfirung 
der Entwürfe und des Zweckes jedes Vereines in dem Momente zu 
fordern als er die Anzeige feiner Gouftituirung erftattet. 

gin ſollte man ein mehreres Gewicht legen, als auf die Auf⸗ 
nahme aller übrigen von dem öſterreichiſchen Vereinsgeſetze vorgezeich⸗ 
neten Statutenerforderniſſe. 

Die Entartung der meiften Vereine, die ſtete Veränderung ihres 
Jwecke und der Beginn ihrer Staatswidrigkeit ift in den meiffen 
Fällen umvperfolgbar und vollzieht fih unter dem Scheine erlaubter 
Thätigkeit, weil der Zweck, den die Statuten enthalten, felten den 
Umfang und die Tragweite der Abſichten des Vereine erkennen läßt. 

In dieſer Richtung darf die Regierung mit Recht Offenheit for⸗ 
dern, bei was fie hiefür bietet, ift die Freiheit. 


Gortſezung folgt.) 


„Mittheilungen aus der Praxis. 


Jede neugewählte Gemeindevertretung hat dreijährige Functions⸗ 

dauer und es kann daher die Neuwahl der geſammten Gemeinde⸗ 

vertretung niemals als eine Ergänzungswahl für eine Wahl⸗ 
periode en werden. 


Die Ortſchaften S. W. und D. bildeten früher eine politiſche 
Gemeinde, und ed war in dieſer Gemeinde der Gemeindeagusſchuß ain 
30. December 1867 gewählt worden. Mittelſt Landesgeſetz wurde die 
Ansſcheldung der Orkſchaft S. aus dem (Hemeindeverbande mit W. 
und D., und die Conſtituirung als felbſtſtändige Gemeinde bewilligt. 


58 


Bei der Durchführung dieſer Trennung einer bisherigen Ortsgemeinde 
löste ſich der am 30. December 1867 gewählte gemrinſame Gemeinde- 
ausſchuß auf und es wurde die Neuwahl des Gemeindeausſchuſſes in 
der neu conſtituirten Gemeinde S. am 9. Mai 1869 und in der 
Gemeinde W. —D. am letzten December 1869 vorgenommen. 
Der Vorſteher der Gemeinde W.— D. war der Auſicht, daß die 


Funckionsdauer des gegeuwärtigen Gemeindegusſchuſſes mit Ende Des 


cember 1870 abgelaufen fei, weil die dreijährige Wahlperiode vom 
30. December 1867 angefangen zu rechnen ſei und die am 31. Der, 
1869 ſtattgefundene Neuwahl lediglich für den noch erübrigenden 
Reſt der Wahlperiode vollzogen worden fei. Derſelbe ſtellte daher in 
das Programm für die am 9. October 1870 abzuhaltende Gemeinde⸗ 
ausſchußſitzung die Wahl der Mitglieder der Rerlamationscommiſſion 
ein (§ 18 G. W. O.) und ſchrieb auch factiſch Mitte November 1870 
die Wahl des Gemeindeausſchuſſes auf den 22. November 1870 aus, 

Dagegen hat der Gemeinderath Joſeph Sp. bei der Bezirkahaupt⸗ 
mannſchaft Beſchwerde geführt und um Unterſagung der Durchführung 
der Neuwahl gebeten, weil ſelbe gegen die Beſtimmung des § 21 der 
G. O.“) verſtoßen würde. 

Die Bezirkshauptmannſchaft H. erkannte, daß die Functionsdauer 
des gegenwärtigen Gemeindequsſchuſſes om 30. December 1870 abs 
laufe, da die Wahl am 30. December 1867 auf eine dreijährige 
Periode vorgenommen worden fei. 

Dieſe Entſcheidung wurde über Recurs des Sp. von der Statt- 
halterei behoben und erkannt, daß die dreijährige Wahlperiode der 
Gemeindevertretung von W. — D. noch nicht abgelaufen fet, indem 
dieſe Vertretung erſt am 31. December 1869 gewählt wurde und die 
dreijährige Wahlperiode derſelben ſonach erſt von dem Tage an läuft, 
an welchem der von dieſer Vertretung gewählte Gemeindevorſtaud die 
Pflichtenangelobung geleiſtet und kemeswegs auf jenen Zeitpunkt zurück⸗ 
zudatiren fei, in welchem die lezte Gemeindevertretung der urſprünglich 
im Gemeindeverband geſtandenen jedoch im Jahre 1868 getrennten 
Ortſchaften W., D. und S. gewählt wurde. 

Dagegen wurde vom Gemeindevorſtand von W. — D. der Mini⸗ 
ſterialrecurs ergriffen, worin geltend gemacht wurde, daß die Wahl am 
31. December 1869 nur für den Reſt der vom 30. December 1867 
an laufenden Wahlperiode vorgenommen wurde und daß in allen au. 
Der Gemeinden des Bezirkes die Neuwahlen dermalen durchgeführt 
werden. 

Das Miniſterlum deb Innern hat mit Eutſcheidung vom 11. März 
1871, 3. 1314, im Hinblick auf die Beſtimmungen der YE 21 und 
24 der G. O. dem Recurſe keine Folge gegeben. Km. 


Die im gewerblichen Uebertretungsverfahren Beſchuldigten und 

Losgeſprochenen können im Adminiſtrativ⸗Strafproceſſe von dem 

Privatanzeiger nicht den Exſatz der ihnen erwachſenen Koften 
(Weggebühr de.) begehren. 


Der Schloffer Sebaſtian F. in St. P. hatte den Schmied Se- 
baſtian St. und den Schmied Urban P. beide zu St. P., angezeigt, 
daß dieſelben gewerbsmäßig Schloſſerarbeiten, insbeſondere Fenſtergitter, 
Dietriche und Sperrwerkzeuge verfertigt hätten. In Folge dieſer An⸗ 
zeige wurden gewerbsbehördlicherſeits Erhebungen eingeleitet. Die Be 
ſchuldigten leugneten, Schloſferarbeiten gemachk zu haben. Es konnten 
weder von Amtswegen, noch durch den Anzeiger Beweiſe herbeigeſchafft 
werden, daß die Beſchuldigten Sperrwerkzenge oder Dietriche verfertigt 
hätten. Hiegegen räumten die Beſchuldigten ein, daß Me Feuſtergitter 
gearbeitet. Pie Beſchuldigten behaupteten, daß fte derlel Gitter als 
Schmiede zu verfertigen befugt wären. Der beigezogene Sachverſtändige 
erklärte, daß Fenſtergitter nicht ansſchließlich Schloſſerarbeit feien, 
ſondern daß Schmiede und Kupferſchmiede ſie auch machen dürfen. 

Bei der Verhaudlung begehrte der Anzeiger Sebalttan ), daß 
er an Unkoſten von den Beſchuldigten, welche er wegen Gewerbſtörung 
ſchuldig zu ſprechen beantragte, 4 fl., nämlich 2 fl. für einen Weg 
von St. P. nach O. (Verſäumniß und Zehrung) und 2 fl. für ferne 
ſchriftlichen Anzeigen anſpreche. Die Beſchuldigten beanfpruchten Hinge- 
gen, daß Sebaſtian $, welcher fir fälſchlich angezeigt habe verurtheilt 
werde, ihnen je 4 fl. für zwei Wege uach O. zu bezahlen. 

) Die Heſtimmung lautete „Wahlperiode, Die Ausſchuß⸗ und Eripe 


männer, ſowie die Mitglieder bes Vorſtandee werden auf bret Fahre gewählt“ (G. O. 
für Böhmen vom 16. April 1864.) 


Die Bezirkahauptmaunſchaft M. fällte folgende Cutihefdung : 
„Die Schmiedmeiſter Sebaſtian St. und Urban P. werden von der 
Anſchuldigung, durch Verfertigung von Fenſtergittern, Dietrichen und 
Sperrwerkzengen Schloſſerarbeiten verfertigt und eine Gewerböſtörung 
begangen zu haben, losgeſprochen und ſchuldlos erklärt. Hingegen wird 
der Schloſſer Sebaſtian H. verurtheilt, den Schmiedmeiſtern Sebaſtian 
St. und Urban P. je 2 fl. für Berſäumniß und Zehrungskoſten bei 
zwei Wegen von St. P. nach O. binnen 14 Tagen bei Grecntions⸗ 
vermeidung zu bezahlen.“ Die Verpflichtung zur Zahlung der Partei: 
Yoften wurde in folgender Weiſe begründet: „Sebaſtian H. mußte 
wiſſen, daß derlei Arbeiten, wegen welcher er die beiden Schmiede 
auf Gewerbſtörung geklagt hat, auch die Schmſede machen dürfen, er 
hat daher eine falſche Anzeige gemacht und muß den Beſchuldigten, 
welche losgeſprochen wurden, deren Kaoſten erſezen. Da überhaupt im 
vorliegenden Falle auf Begehren des Sebastian H. das Amt gehandelt 
wurde, fo hat er auch ſchon deßhalb die ſraglichen Koſten zu vergüten. 
Daß ergibt fih aus den 88 342 und 431 der Strafproceßordnung.“ 

Die Statthalterei in Steiermark entſchied über Recurs de Sez 
baſtial H. unterm 9. November 1870, 8. 13.213, alfo; 

In den Recurs des Schloſſers Sebaſttan H. in St. P. gegen 
das Erkeuntniß vom 7. October d. J., 3. 3062, womit die Schmied⸗ 
meifter Sebaſtian St. und Urban P. von der ihnen angeſchuldeten 
Gewerbſtörung durch angebliche Verfertigung von Schleffermanten los⸗ 
geſprochen uud ſchuldlos erkannt wurden, kann nicht eingegangen wer⸗ 
den, weil Gewerbſtörungen nicht zu jenen ſtrafbaren Handlungen ge⸗ 
hören, welche nur auf Verlangen emes Bethelligten unlerfucht und 
beſtraft werben, und daher der Schloffer H. nicht den Charakter eiues 
Prival⸗Anklägers, ſondern nur jenen eines Anzelgers tigt, 
auderſeit der Begriff eines Beſchädigten ebenſowenig auf den gedachten 
H. paßt und derſeſbe ſomit nach $ 300 der Strafproceßordnung zur 
Ergreifung bed Recurſes gegen das Meritum des erſtinſtanzlichen Er⸗ 
kenntniſſes, iuſoferne Dasfelbe die Schuldfrage betrifft, nicht berechtigt 
war. Ein Recursrecht kaun dem Sebaſtiau H. nur infoferne eingeräumt 
werden, als im Erfeuutniſſe erſter Inſtanz nuch feine Verurfheilung 
in die Kosten des Strafverfahrens ausgeſprochen worden ift. Ju dieſer 
Richtung aber wird dem Recurſe Folge gegeben und unter theilweiſe 
Abänderung des obbezogenen Erkenutniſſes erſter Inſtanz. Unge 
Sebaſtian H. von den Koften des Strafperfahres, beziehungswetſe 
von Bezahlung der Zeugengebühren au die Schmiede St. und P. 
losgezählt, weil diefe Letzteren bei der ganzen Verhandlung nicht als 
Zeugen, ſondern nur als An geſchuldigte interventrten, ſomit auf 
Zeugengebühren keinen geſetzlichen Auſpruch po weil ſernerg die 
geſeßlichen Bestimmungen, die dem Privatkläger in fpeciellen Fällen 
die Proceßkoſten aufbürdeln, auf Gebalttan H., der nach dem Obge⸗ 
ſagten nicht Privatankläger iſt, keine Anwendung finden können und 
weil endlich, wenn auch der Beweit einer Gewerbſtörung ſeiteng der 
Angeſchuldigten nicht vollſtändig erbracht werden konnte, doch nach der 
Ackenſage die Annahme einer muthwilligen Anzeige Seitens des H. 
jedenfalls eutſchieden ausgeſchloſſen erſcheint“ 

Darwider ergriffen die Angeklagten Sebaſtian St. und Urban P. 
den Miniſterialrerurs. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entscheidung vom 14 März 
1371, 8. 146, im Einverſtändniß mit dem Handelsminiſterium dem 
Necurſe unter Beſlätigung der Skatthaltereientſcheidung, und zwar aus 
den Gründen dieſer Entſcheidung keine Folge gegeben. Dad Minſſte⸗ 
rium fügte bei, „daß die erſtinſtanzliche Behandlung der von Seite des 
Sebaſtian H. eingebrachten Anzeige, als einer Privatklage, wegen 
Gewerbſtörung unangemeſſen war, weil diefe Anzeige überhaupt nur 
in der Richtung den Aulaß zu einem behördlichen Einſchreiten geben 
fonnte, um zu conſtatiren, ob den beiden Beſchuldigten eine Uebertre⸗ 
tung der Gewerbeordnung zur Laſt liege, in welcher Beziehung aber 
die Unterſuchung von Amtswegen zu pflegen war, da den poliliſchen 
Behörden die Handhabung der Gewerbevorſchriften von Amtswegen 
obliegt Das in erſter Juſtanz gepflogene Verfahren erſcheine daher 
weder den Beſtunmungen des neunten Hauptſtſckes der Gewerbeord⸗ 
nung, noch jenen der Miniſterialverordnung vom 5. März 1858, 
R. G. B Nr 94, entſprecheud, insbeſondere die zweimalige Vorrufung 
der Beſchuldigten auf den Amtstag in O. durch keinerlei Umſtände 
gerechtfertigt, da Sebaſtian H. jhon bei der erſten protokollariſchen 
Anzeige zur näheren Begründung feiner Angaben zu verhalten und 
auf Gennd derſelben in Erwägung zu ziehen gewefen wäre, ob über⸗ 
haupt gegen die Beſchuldigten ein Strafverfahren einzuleiten fei.” Ee. 
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während 


Die der Gemeinde obliegende Sorge für Erhaltung öffentlicher 

Gemeindewege ee dieſelbe zu keinen ſolchen Verfügungen, 

welche fich als Eingriff in fremdes Eigenthum darſtellen. Durch 

derlei Verfügungen überfchreitet die Gemeinde ihren Wirkungs⸗ 

kreis und es iff die einilrechtliche Klage auf Beſitzſtzrung gegen 
den diesfalls executirenden Gemeindevorſteher zuläſſig. 


Zu dem Grundbeſige des Anton C. in R. gehört unter andern 
auch die Grundparcelle Nr. 367; an dieſer fol ſich feit undenklichen 
Zeiten ein Graben befunden haben, mit welchem das von den an 
gränzenden Feldern abfließende Waſſer an der Seite des zwiſchen P. 
und M. beſtehenden Gemeindeverbindungsweges abgeleitet wurde. 
Dieſen Waſſerableitungsgraben hatte Anton C. vor etwa 4 Jahren 
verſchüttet. Er af nämlich mit dem Nachbar Sch. das Ueberein⸗ 
kommen, daß er Letzterem die Ueberfuhr über feine Grundstücke ges 
ſtattete, wofür ihm der Nachbar ein Stück Wieſe überließ. Statt 
des verſchütteten Grabens legte C. einen anderen Graben über dieſe 
Wieje an, wodurch das Waſſer ohne Nachtheil für jenen Verbindungs⸗ 
weg abgeleitet wurde. Im Jahre 1869 wurde aber dieſes Ueberein⸗ 
kommen rückgängig gemacht; Sch. erhielt die Wiefe wieder zurück, 
auf welcher er daun den von C. hergeſtellten Graben verſchütten ließ, 
fo daß, da nunmehr gar kein Waſſerableltungsgraben mehr beſtand, 
der obbezeichnete Verbindungsweg überſchwemmt und die Communi⸗ 
cation auf ſelbem geſtört wurde. 

Der Gemeindevorſteher trug in Folge deffen dem C. die Wieder⸗ 
autzhebung des friiher an der Parcelle Nr. 367 beſtandenen Waſſer⸗ 
grabens auf, und ließ, als C. dem Auftrage keine Folge leiſtete, den 
Graben ſelbſt öffnen. 

C. klagte den Gemeindevorſteher beim Bezirksgerichte wegen 
Beſitzſtörung; letzterer wurde ſachfällig und vom Gerichte zur Wieder⸗ 
verſchüttung des fraglichen Grabens verurtheilt. 

Nun nahm der Gemelndevorſtand die Hilfe des Bezirkshaupt⸗ 
mannes mit der Bitte in Anſpruch, dem Kläger die Herſtellung des 
zur Erhaltung eines öffentlichen Gemeludewegetz nothmendigen Ora- 
bens aufzutragen. 

Nach hierauf im adminiſtrativen Wege gepflogener Verhand⸗ 
lung hat das Oberlandesgericht über Antrag des Bezirkshauptmannes 
und der Landesregierung, nach m den Acten des Bezirksgerichtes ge 
nommener Einſicht den über die Beſttzſtörungsklage erfolgten Bes 
ſcheid dieſes Bezirksgerichtes bis zur Rechtokraft der von den politi- 
ſchen Behörden in dieſer Augelegenheit zu gewärtigenden Eniſchel⸗ 
dung fiſtirt. 

Der Bezirkshauptmann erkannte ſodann, daß, nachdem etz ſich 
um die Erhaltung eines Gemeindewegez handelf, der Gemeindevor⸗ 
ſteher gemäß $$ 54 und 55 der Gemeinde⸗Ordnung zur Aushebung 
des Waſſerableitungograbens berechtigt und verpflichtet war, daß der 
Kläger zu einer gerichtlichen Klage gegen den Gemeindevorſteher we⸗ 
gen Beftsftörung nicht befugt geweſen ift, daß die Beſchwerde gegen 
die Verfügungen des Gemeindevorſtandes an den Gemeinde-⸗Ausſchuß 
und beziehungsweiſe au die politiſche Bezirksbehörde einzubringen ges 
weſen wäre, und beftätigte ſchlleßlich die Verfügung, reſpective An⸗ 
ordnung des Gemeindevorſtandes, womil der Kläger zur Herſtellung 
und Erhaltung des fraglichen Waſfergrabeng, der aus öffentlichen 
Rückſichten für den Beſtand des Gemeindeweges nothwendig fei, bes 
auftragt wurde 

Ueber Recurs des Kläger Anton C. hat die Landetzregierung 
darauf hingewieſen, daß der Gemeindevorſtand, beziehungsweiſe Ge⸗ 
Ineinde⸗Ausſchuß gemäß § 27 der Gemeinde⸗Orduung berechtigt ift, 
in Abſicht auf die Ethaltung der Gemeindewege und Straßen Ber- 
fügungen zu treffen und die Entſcheldung des Bezirkshauptmannes, 
inſoweit damit erkaunt wurde, daß der Gemelindevorſtand, beziehungs⸗ 
weiſe der Gemeinde⸗Ausſhuß von R. zu einer Verfügung in Betreff 
der Herſtellung der zur Erhaltung de Gemeindeweges nothwendigen 
Waſſerableitung berechtigt war, beſtätiget; dagegen die übrigen Beſtim⸗ 
mungen der bezirkshauptmaunſchaftlichen Entſcheidung behoben und 
dem Recurrenten gegen die vom Gemeindevorſtande, beziehungsweſfe 
vom Gemeinde⸗Ausſchuſſe getroffene Berfügung, daß er den Graben 
über die Parcelle Nr. 367 berzuſtellen habe, die Berufung an den 
Landesausſchuß freigeſtellt. 

Es wurden nunmehr ſowohl von Anton C, als vom Gemeinde⸗ 
vorſtande in R., von letzterem wegen der Offenlaſſung einer Berufung 
an ben Landezausſchuß, Recurſe au das Minlſterlum des Innern 
eingebracht 

Zu Folge dieſer Recurſe wendete fiğ das Ministerium des 


Juneru mit Nute vom 19. November 1870, 3. 16535 an den 
oberſten Gerichtshof, um beffen Wohlmeiuung in der Competenzfrage 
einzuholen, indem es fih daber für die richterliche Competenz unter 
folgender Motivirung gusſprach: „Bei dem Umſtande, als es ſich im 
vorflegenden Falle nicht um die Störung eines Waſſerwerkes durch 
Aenderung des Gerimneg, ferner nicht um ein mit einer gewerblichen 
Betriebsanſage in Verbindung ſtehendes Gewäſſer und endlich auch 
nicht um eine Entwäſſerungsanſtalt handelt, zu deren Aulage die 
politiſch⸗hehördliche Bewilligung erforderlich ift, kommt den politischen 
Behörden eine Ingereng überhaupt, iutsbeſondere aber weder im 
Grunde der Miniſt.⸗Verordnung vom 7. Juli 1860, R. G. B. Nr. 
172, wie die recurrireude Gemeinde behauptet, noch im Grunde des 
Gewerbegeſetzes, noch endlich im Grunde der Beſtimmungen des 
Waſſergeſetzes für Schleſten vom 28. Auguft 1870, L. G. B. Nr. 51 
zu. Es dürfte vielmehr die gerichtliche Competenz begründet fein; 
denn, wenn auch die Sorge für die Erhaltung des von P. nach M. 
führenden Gemeindewegetz, deſſen Nothwendigleit allſeits anerkannt 
und deſſen Beſtaud von Niemanden angefochten wird, zum ſelbſtſtän⸗ 
digen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehört, und deßhalb die Einſer⸗ 
tung der darauf bezugnehmenden Verfügungen durch den Gemeinde 
Vorſtaud, beziehungsweiſe Gemeinde-Ansſchuß gerechtfertigt tft, ſo kann 
fih dieſe Obforge doch nicht jo weit erſtrecken, daß die Gemeinde 
einen für den Beſtand jeunes Weges als unumgänglich nothwendig bes 
zeichneten Waſſerableitungsgraben auf fremden Grund und Boden 
eigenmachtig aulegen läßt, ohne die Erpropriakton der zur Aulage des 
Grabens erforderlichen Grundfläche zu erwirkeu. Wenn Anton C. 
durch dieſen willkürlichen Vorgang und die darin liegende Störung 
feinen Beſthrechte ſich gekräukt erachtete, fo mußte es ihm freiſtehen, 
die richterliche Hilfe anzurufen, und es iſt ſontit das richterliche Ein⸗ 
ſchreiteu gerechtfertiget.“ 

Der oberfte Gerichtshof pflichtete in feines Ruͤcknote an das 
Minſſterinm des Inner der Anſchauuuß deßſelben bei. 

Darnach hat das Miutſterium deg Innern mit Eutſcheidung 
vom 23, September 1870, 3. 17931 über die gegen die Entſchei⸗ 
dung der Landesregierung ergriffenen Recurſe erkaunk: „Die Euſſchei⸗ 
dung der Landesregierung wird unter Beſtätigung ihres übrigen 
Inhaltes inſoferne abgeändert, alg dadurch erkaunt worden tft, daß 
gegen die von dem Gemeinde⸗Vorſteher, beziehungsweſſe vom Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſe zu R. verfügte Herſtellung eines Waſſergrabens auf der 
Parcelle Nu. 367 des Auton C. dem Letztern die Bernfuug an den 
Landesausſchuß offenſtehe, uud wird diefe Verfügung der Gemeinde 
Vertretung außer Kraft geſetzt.“ „Denn, wenugleich die Obforge 
für die Genieindeſtraßen zunt ſelbſtſtäudigen Wirknugskreiſe der Ges 
meinde gehört, Ste daher dafür zu forgot hat, daß das die Straße 
befchädigende Waſſer abgeleitet werde, ſo darf fie ſich dieſer Obtorge 
nur durch Anwendung geſegmäßiger Mittel entledigen, und nicht mit 
Umgehung der politiſchen Behörden, welche allein über zwaugäweiſe 
Abtretung oder Belaſſung von Privateigenthum aus öffentlichen Rück⸗ 
ſichten zu erkennen berufen find, fih Eingriffe ins fremde Eigenthum 
erlauben. Die Gemeinde hat durch die auf fremdem Grunde eigene 
mächtig verfügte Herſtellung des Waſſergrabeus ihren Wirknngsfreis 
überſchritten und gegen die beſtehenden Geſetze verſtoßen. Da ſich 
Anton C. durch die vom Gemeindevorſteher außerhalb feines Wirkungs⸗ 
kreiſes eigenmächtig verfügte Autzwerfung des Grabens auf der ihm 
gehörigen Pareelle Nr. 367 in feinem Beſitze geſtört fand, hatte er 
das Recht die Unterſagung des Eingriffes gerichtlich zu verlangen, 
und das richterſiche Einſchreiten war durch die kalſerl. Verordnung 
vom 27. October 1949, R. G. B. Nr. 12 gerechtfertigt.“ A. R. v. W. 


Notizen. 


(Meten jeartizung.) Bu ſcartiren find nur werthloſe Meten. Eine erſchs. 
pfende Aufffchlung defſen, was werthlos fei, kanu nicht gegeben werden. Als alige« 
meiner und leitender Grundſaß wird aber zu gelten haben, daß alle Normen und 
alle jene Heter und Urkunden anfzubewahren fein werden, welche für Private, Com- 
men, für das Kronland oder den Staat ur Wichalg ten aden Zalet, ober amt 
nur in geschichtlicher oder ſtaliſtiſcher Hiuſicht von Werth ust Bedeutung erjheiner 
Wen fih nnter den zur Aufbewahrung geeigneten Acten ſolche unfinder. welche den 
Wlrkuugekrels anderer Behüsden Peirin, aber anf welche Gonidec, Arftalten. 
Gorporalionen oder Private einen Auſpruch eiheben kbunen, fo ift dle Erfolglaſſung 
derſelben gegen Empfaugsbeſtätigung zu verfügen, Die alten Protokolle und Judices 


Drud der k. Wiener Zeitung. 
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zu den der Startirung umterzugenen Atten find fo einzurichten, daß aus ihnen das 
zur ferneren Aufbewahrung Zurncbehaltene leicht entnommen werden kann. — Der 
Beumte welcher die Stortirung leitet, muß umſichtig fein und eine richtige Beurthel⸗ 
lung befihen. — Die zur Verlilgung beſtinunten Arten find zum Behuſe der Ber: 
ſtampfung, welde in Gegenwart eines Beamten zu geſchehen Bat, im Vicitativnse ober 
Uccorbinegezuverkufern, [Erlaß der ſteierm. Statthalterei von 10. April 1809, 8.8236.) 


(Btehſchneide kunſt) Nach dem Kundmachungspatenſe vom 20 December 
1869, R. G. B. Nr. 227, Abſaß V, hat die Gewerbeordnung auf das Geſchäft des 
Viebſchuittes keine Anwendung, daher die diesbezüglichen früheren Geſetze und Ber- 
ordnungen, welche auch termalen noch nicht außer Kraft gefept erſcheinen, in concreten 
Mlien auzuwenden find. — In dem A. . Patente von 10. Mai 1781, Punkt 3 
wird beſtimmt, daß diejenigen, welche die Viehſchneidekunſt gründlich erlernt und 
Probe davon abgelegt haben, diefe ihre Kunft ſowohl in Stetermart, ald auch in den 
übrigen k. Erblanden frei und ungehindert betreiben dürſeu, und daß ihnen ber 
ihr Anſuchen dag betreffende Kreisanıt ein Bengnif über die erlernte Vlehſchneidekunſt 
und bie darüber abgelegte Probe, ſowie über die Befugniß, die iehſchnetdekunſt in 
den . E Exblänbern zu betreiben gralis ex offieio auszustellen habe. — Die ſteier. 
markiſche Gubernialcurrende vom 11. Jänner 1794 gibt auf Orb beð ciltrten A. h. 
Patentes vom 10. Mai 1781 Dekane, daß jene Viehſchnelder, welche mit den vore 
geschriebenen Kreigamtszengniſſen verſehen find, Fri und uugehkudert in allen k. k 
Erblanden dus Viehſchneldegeſchäft betreiben und behrlinge unterrichlen dürfen. — 
Mit Gubernialverordmung vont 5. December 1832, g. 19.168, winde erklärt, bağ 
die Uebung, wornach bie Kreisfuter auf Verlangen uub bel unrhpewiefener gehöriger 
Eilernung der Viehſchneldekunſt aud abgelegter Probe herüber Zengniſſe ertheilen, 
die Biehbefiper aber nicht gezwungen werden, nn ſolcher beglaubigter Viehfehneiber 
ſich zu bedieuen, gegen die Beſtinintung des Punktes 3 des A. h. Patete vom 
10. Mai 1971 nicht verftofe. An die Stelle der Kreidämter find in Bezug auf die 
Austellung der fraglichen Zeugulſſe die k. k. Bezirksämter und etzt die k. k. Bezirks. 
hauplmannſchaften getreten (Erlaß der ſtelermärkiſchen Statthalterel vom 11 März 
1871, 8. 2991) 


Perſonalien. 


Sune Majeftäl haben den mit dem Titel und Charakter einen Miniſterial- 
ralhes 1 n Director der Leobener Bergakademie Peter Ritter v. Tunner 
zum wirkten Meinte lolrd e rani 

Seme Moſeſtät haben die Im Kanzleidirector des k. k. Oberſthofmeiſter. 
alles, Hofrache Anton Ritter Imhof v Gethfinghof erbelene Berſeßung in den 
Ruheſtand unter Bezeigung der A h. Zufriedenheit genehmigt. 

Seine Majeſtit haben ben Binangrathe der oberbſterxeſchiſchen Biang: 
directlon Otto Breyer den Titel und Charakterelnes Oberfinantralhag ſarfrei verlegen, 

Seine Diajeftat haben dem penflonizten Fiuanziwacheonnmiffär David Korn 
das goldene Werbienjtkreng verfichen 

Seine Maheſtct haben dem erſten Offieralen Allerhbchſtihrer Privatfondagüter⸗ 
Direction Polipy v Behacker bel beffen Penflonirnug den Titel einen Divertionds 
ſecretärs tazfıeı verliehen. 

Der Miuiſter bed Innern Hat den Oberingenſem Carl Rubin zum Baur 
vathe, dann die Ingentenrs Anton Brandner und Ladislaus Fr ch tl zu Ober. 
ingenieurs für den Staatsbandienſt in Böhmen ernannt. 


Erledigungen. 


Goncipiftenftele bel der böhmischen Stanthalterei urit 800 fl, Gehalt, bis Mitte 
April. (Amtabl. Nr. 90.) 

Bier Bezſrkgorztereftellen Fire dad Herzogthum Salzburg, und zwar in Salze 
bung, Bell am Ste, St. Johann und Tamsweg mit je800 fl. Jahresgehalt und Quins 
auennalzulagen, bis 20, April, (Amtsbl. Ne 90.) 

Hroktſcantenſtellen für dag Redhnungsbepartenienf hei ber Sinanglandesbirection 
in Wien, mit 200 fl Nbjutum jährlich bis Ende April, (Anıtsbt Ne, 90) 

Aſiitentenſtelle an der fteienm. landwirthſchafllich techniſchen Hochſchule in 
Graz mit 600 f. Gehalt, bis Eude April. (Amtebl. Ar 90) 

onceptäabjunctenftelle im Herzogthume Salzburg mit 600 fl., und eine 
prostlortiihe Gonerptächjunctenftelle mit 400 fl. Gehalt jährlich, bis 25. April. 
(Anıtsbt, Ar. 90.) 

Telegraphencommiffcrsftelte beim Zelegrapheninfpectorate in Lemberg mit 
1200 fl. Jahresgehalt, M 28. Aprit (Auntebl. Rr. 91.) 

Sechs Bezirke zteusſtelel in Kärnten, und zwar in Wolfeberg, Bolternmft, 
Klögeafast, St. Beit, Spittal und Villach mit je 800 fl. Sahreggebalt und Duin- 
z lagen, is Meie Neeti (Amtsbl. Nr. 92.) 


Mint Ouyiekessitemiitellen fir die Bacowiug, und zwar in Czernowitz, 
bang, Heregueh, Sagawa ind Kimpolung mit je 800 fl. Jahresgehalt und 
Tninguenzeljwlagen, bis 24 April (Amfobl. Nr. 92.) 


ene ele am temid Snftitnte in Brünn für Hochbau, mit 400 fl. 
Iahresgrbatt, Se Ende Apel. (Arte. Nr. 52) 

dene Goneipiterfeelle bel der mäßriſchen Stanthalteret, mit 00 fl. Gehalt 
jätti und dem Borröckungszechte in den Gehalt jährlicher 1000 fl. und 1200 fl. 
(Berichtigung) (Anttsbl. Nr 92.) 

Fünf Bezirkzarztensſtellen für Krain, und zwar in Adelsberg, Gottſch es, 
Kraluburg, Latbach und Nndolfzwerih mit je 300 fl. Gehalt und Uninguen tal 
zulagen. (Amtsbl. Nr. 92.) 


Für den Druck verantwortlich C. Pifteri. 


